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Vermerk       
 
Neubauvorhaben 6-Gruppen-Kita am Gerlever Weg – Träger Haus Hall 
Hier: Wasserschutz 
 
Beratung vom: 24.08.2015  

 
Teilnehmer: 
Herr Treseler, Herr Fitzner-Goldstein – Bezirksregierung Münster, Dez. 54 Grundwasser 
Herr Mollenhauer, Herr Aufderhaar – Kreis Coesfeld Unter Wasserbehörde 
Herr Hilkenbach, Herr Meinker – Stadtwerke Coesfeld  
Herr Dr. Kluge – Aquanta  
Herr Dr. Bröcheler, Herr Gerleve – Träger Haus Hall 
Herr Koeppen, Herr Puppendahl – Architekturbüro Steinberg+Koeppen 
Herr Öhmann, Herr Backes, Herr Dr. Robers, Herr Schmitz – Stadt Coesfeld   
   
____________________________________________________________________________ 
 

Der geplante Kita-Standort Gerlever Weg liegt in der festgesetzten Wasserschutzzone II. Da-
nach gilt auf dem Grundstück zunächst ein Bauverbot. Der Termin diente der Klärung, wie mit 
dem Belang umzugehen ist. 

Die Stadtwerke als Träger der Coesfelder Trinkwasserversorgung können aus ihrem Belang 
heraus ein Bauvorhaben nicht mittragen. Dr. Kluge vom Büro Aquanta verdeutlicht, dass auf-
grund der heute viel genaueren geologischen Erkundungen für den Bereich Coesfeld in den 
wasserführenden Schichten der Coesfelder und Holtwicker Platten sehr hohe Fließgeschwin-
digkeiten nachgewiesen sind. Im Havariefall oder bei Verkeimungen trägt das zu einer sehr 
schnellen Verbreitung von Grundwasserverunreinigung bei. So ist aus heutigen Erkenntnissen 
die Schutzzone II auch zu klein gefasst. 

Auch die Bezirksregierung weist als Obere Wasserbehörde darauf hin, dass das Bauverbot 
aufgrund der zzt. gültigen Wasserschutzverordnung zu beachten ist. Es gilt das Präventionsge-
bot, gegenüber der Bestandssituation keine weiteren Verschlechterungen zu forcieren.  

Dr. Robers als Sozialdezernent arbeitet das in Coesfeld sich abzeichnende Versorgungserfor-
dernis an Kitaplätzen konkret heraus und weist auf das Fehlen von Alternativstandorten in Co-
esfeld hin. 

 

Die Untere Wasserbehörde bekräftigt die Aussagen der Bezirksregierung und weist zusätzlich 
auf das nach Wasserrahmenrichtlinie / Wasserhaushaltsgesetz einzuhaltende Verschlechte-
rungsverbot hin. Insbesondere wegen der stringenten Sicherstellung der öffentlichen Trinkwas-
serversorgung sei es zunächst erforderlich entsprechend dem Vermeidbarkeitsprinzip zu bele-
gen, dass keine anderen Standorte für eine Kindertagesstätte außerhalb vom Wasserschutzge-
biet für die Realisierung des Bauvorhabens zur Verfügung stehen und somit ein Verfahren auf 
Befreiung von den Verbotstatbeständen nur im äußerst eng begrenzten Einzelfall in Betracht 
gezogen werden kann. Dies auch wegen der Außenwirkung auf mögliche potenzielle weitere 
Vorhabensträger. Herr Aufderhaar zitiert auszugsweise die zwingenden einzuhaltenden Anfor-
derungen aus den §§ 9 und 10 der WSG-VO Coesfelder Berg (siehe Anlage) und berichtet über   
Erfahrungen hinsichtlich Berücksichtigung und Umsetzung von strengen wasserwirtschaftlichen 
Anforderungen bei vergleichbaren anderen Bauvorhaben in diesem Wasserschutzgebiet (Er-
weiterung Pius Gymnasium) als auch im Wasserschutzgebiet Nottuln (Bau der Umgehungs-
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straße) hin., für die  letztlich im vorgegebenen Verfahren nach der Wasserschutzgebietsverord-
nung die Befreiungen von den Verbotstatbeständen erteilt werden konnten. 

Die Vertreter der Wasserschutzbelange stellen nochmals klar, dass zwar Ausnahmegenehmi-
gungen durch die zuständige Untere Wasserbehörde im Rahmen der Abwägung unter Berück-
sichtigung der einzuholenden Stellungnahmen von der Bezirksregierung und den Stadtwerken 
erteilt werden bzw. Befreiungsanträge auf Verbote positiv beschieden werden können. Dafür 
muss aber laut Wasserhaushaltsgesetz § 52 sehr stichhaltig für die Abwägung nachweisen 
werden, dass unter anderem 

 keine Flächen für die Realisierung des Bauvorhabens außerhalb des Wasserschutzge-
bietes zur Verfügung stehen und darüber hinaus vorrangig erst Standorte außerhalb der 
Schutzzone II in der Schutzzone III in die Standortfrage und Abwägung einzubeziehen 
sind. (Hinweis der Bezirksregierung Münster auf die weiter östlich gelegene Wiesenbe-
reiche vom Kloster Annental , dort lediglich WSZ III, und Nachfrage von Herrn Aufder-
haar zu Standort im Rahmen der beabsichtigten Ausweisung eines Baugebiets südlich 
der Münsterstraße auf Flächen des Beerenhofes Rathmannn. Anmerkung: Auf Nachfra-
ge der Bezirksregierung zum Status der Fläche im WSG entsprechend der Bauleitpla-
nung antwortete Herr Backes, dass diese im FNP als Fläche für den Gemeindbedarf 
ausgewiesen ist und die angesprochene Fläche östlich des Kloster Annental sich im 
Landschaftsschutzgebiet befindet. 

 der Schutzzweck nicht gefährdet wird  

 überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Ausnahme erfordern.  

Da eine abschließende Prüfung aller Belange nur im formellen Verfahren mit Klagemöglichkeit 
der Beteiligten erfolgen kann, baten Herr Mollenhauer /Aufderhaar zunächst darum herauszu-
arbeiten, ob es echte NoGo-Kriterien gibt bzw. welche konkreten Anforderungen an den Bau 
und den Betrieb zu stellen sind und diese durch Schutzvorkehrungen erfüllt werden können.  

Erst wenn diese Abwägung mit dem Ergebnis abschließend getroffen ist, dass der Schutzzweck 
nicht gefährdet wird und/oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Ausnah-
me erfordern, ist der Katalog der Vermeidungskriterien zu entwickeln sein, die  

1. das Bauvorhaben (z.B. Heizungsart, Leitungssystem, Verkehrsanlagen),  

2. die Bauzeit (z.B. reglementierter Baubetrieb, Abstellen von Baufahrzeugen) und  

3. den späteren, laufenden Betrieb der Kita (z.B. Freiraumnutzung, Veranstaltungen)  

betreffen. 

Die Obere Wasserbehörde wies auf das 2022 auslaufende Wasserrecht hin. Nach den neues-
ten Erkenntnissen wird dann die Wasserschutzzone II neu festgelegt. Sie wird sich aber nicht 
verkleinern. Sie wird sich nach Angaben von Herrn Dr. Kluge vielmehr weiter nach Westen / 
Südwesten in den Bereich Daruper Straße erstrecken und weitere bebaute Teile des Stadtge-
bietes einbeziehen. Das gilt auch für die Wasserschutzzone III, die im Bereich des Coesfelder 
Berges wohl eher zurückgenommen wird und sich vielmehr dann unter dem Stadtgebiet nach 
Westen / Nordwesten erstrecken wird. 

Herr Öhmann fragte die Obere Wasserbehörde, ob eine jetzt möglicherweise zu erteilende 
Ausnahmegenehmigung eine Einschränkung für die Neufestsetzung des WSG bedeuten würde. 
Die OWB wies darauf hin, dass die Vorgänge zu trennen seien. Über einen Neuantrag zur 
Festsetzung des WSG werde erst beraten und entschieden, wenn dieser auch gestellt sei, und 
zwar unter Würdigung aller dann vorliegenden Erkenntnisse. Eine Prognose sei daher nicht 
möglich. 

Ergebnis der Erörterung:  

für das Vorhaben müssen zunächst alle abwägungsrelevante Unterlagen, Nachweise und Be-
gründungen detailliert erarbeitet und zusammengestellt werden, um im weiteren dann zu einem 
Antragsverfahren auf Befreiung von den Verbotstatbeständen kommen zu können.  
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31.08.2015/aktualisiert 01.09 und 07.09.2015 

 

 

 

 

Ludger Schmitz – FBL 60 
 
Anlage: Auszug zu §§ 9 und 10 der WSG-Verordnung Coesfelder Berg 








